
 
 
   
 
 
 

                          
 
 
 

 
Positionspapier der Antidiskriminierungsprojekte des TBB zur AGG-
Reform 
 
Die Antidiskriminierungsprojekte des TBB sind Teil des Bündnisses „AGG Reform – Jetzt!“, ein Bündnis 
das unter Beteiligung von mehr als 100 bundesweit tätigen Antidiskriminierungsverbänden entstanden 
ist. Zentrales ist das Ziel, „den gesetzlichen Diskriminierungsschutz für Alle in allen Lebensbereichen zu 
stärken und die vielen bestehenden Hürden bei der Rechtsdurchsetzung abzubauen.“ Das Bündnis 
benennt in seiner Stellungnahme 11 zentrale Forderungen und vertritt dabei Millionen betroffener 
Menschen in Deutschland. Antidiskriminierung ist ein gesamtgesellschaftliches Thema. 
 
 

1. Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin (ADNB des TBB) 
 
Das ADNB des TBB verfügt über 20 Jahre Beratungserfahrung im Bereich Antidiskriminierung und 
begleitet Betroffene somit seit der Einführung des AGG im Jahr 2006.  
In dieser langen Zeit haben sich gravierende Schutzlücken des Gesetzes herauskristallisiert, deren 
Intensität und Relevanz sich kontinuierlich in unserer Beratung bestätigen.  
 
Alle 11 Forderungen des Bündnis AGG-Reform Jetzt! sind relevant und sollten umgesetzt werden. Das 
ADNB des TBB möchte aber die folgenden vier Punkte noch einmal gesondert betonen: 
 

1. Die Geltendmachungsfrist von 2 Monaten ist deutlich zu kurz und stellt eine 

unverhältnismäßige Hürde für die Wahrnehmung der Rechte von Betroffenen dar. Sie muss auf 

12 Monate angehoben oder sollte gänzlich abgeschafft werden.  

2. Die Lebensbereiche die das AGG abdeckt müssen um die Bereiche Bildung, öffentliche 

Verwaltung und Polizei erweitert werden.  

3. Der aktuelle Merkmalskatalog geschützter Kategorien aus § 1 AGG deckt einen beträchtlichen 

Teil der in der Beratung relevanten Diskriminierungsmerkmale nicht ab. Daher muss dieser 

dringend erweitert bzw. geöffnet werden. Insbesondere die bisher nicht geschützten Merkmale 

Sprache, Staatsangehörigkeit und Sozialer Status kommen in der Beratung des ADNB häufig 

vor.  

https://agg-reform.jetzt/
https://agg-reform.jetzt/wp-content/uploads/2023/02/2023-02-01_Stellungnahme_Buendnis.pdf
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4. Den Rechtsschutz des systematischen Problems “Diskriminierung” Einzelpersonen mit 

individuellen Fällen, die selber klagen müssen, zu überlassen ist kein wirksames Instrument 

gegen Diskriminierung. Daher müssen Rechtshilfonds für Betroffene eingerichtet und ein 

Verbandsklagerecht für Antidiskriminierungsverbände (auch für TBB / ADNB) gesetzlich 

verankert werden.  

 
2. Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt 
(Fair Mieten – Fair Wohnen) 
 
Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt FMFW arbeitet seit Juli 2017. In der 
Fachstelle verantwortet TBB den Arbeitsbereich Beratung und Begleitung Betroffener.  
 
§ 19 Abs. 3 und § 19 Abs. 5 AGG müssen ersatzlos gestrichen werden.  
 
Die in § 19 Abs. 3 AGG enthaltene Rechtfertigung einer Diskriminierung, dass bei der Vermietung von 
Wohnraum unterschiedliche Behandlung „im Hinblick auf die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler 
Bewohnerstrukturen und ausgewogener Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichener wirtschaftlicher, 
sozialer und kultureller Verhältnisse“ zulässig sei, ist nicht europarechtskonform und wurde bei der 
Verabschiedung des AGG dem ursprünglichen Gesetzesentwurf während der parlamentarischen 
Beratungen aufgrund der Intervention von Vermieterverbänden hinzugefügt. Die Antirassismusrichtline 
der EU, die die Grundlage des AGG bildet, ist solch ein Rechtfertigungsgrund nicht enthalten.  
 
Die Rechtsprechung legt mittlerweile § 19 Abs. 3 europarechtskonform aus und akzeptiert eine 
Andersbehandlung allenfalls nur als eine nachteilsausgleichende Maßnahme an.  
 
Die Anwendung des § 19 Abs. 3 im wörtlichen Sinne würde eine Vielzahl der Menschen mit einer 
Migrationsgeschichte aus dem Wohnungsmarkt in den migrantisch geprägten Quartiere insbesondere 
der Großstädte und Metropolen ausschließen, was eindeutig eine Diskriminierung aufgrund der 
ethnischen Herkunft bedeuten würde. 
 
Daher ist § 19 Abs. 3 ersatzlos zu streichen.  
 
Nach § 19 Abs. 5 AGG dürfen die Wohnungsunternehmen im Klartext diskriminieren, wenn sie weniger 
als 50 Wohnungen besitzen, es sei denn die Diskriminierung findet aufgrund der ethnischen Herkunft 
oder der „Rasse“ statt. Als Begründung wird ein besonderes Nähe- oder Vertrauensverhältnis angeführt. 
Dieser Rechtfertigungsgrund ist in dem EU-Recht ebenfalls nicht vorgesehen. In der Abwägung zwischen 
dem Vertrauensverhältnis und der Vermeidung einer Diskriminierung muss die letztere mehr Gewicht 
bekommen. Ansonsten bedeutet diese Bestimmung für alle Vermietende und Wohnungsunternehmen 
mit weniger als 50 Wohnungen einen Freibrief zur Diskriminierung.  
 

Einführung eines Anspruchs auf Vertragsschluss im Falle der Diskriminierung  
 
Derzeit wird in der Literatur mehrheitlich davon ausgegangen, dass es selbst im Falle einer gerichtlichen 
Verurteilung einer Diskriminierung keinen Anspruch auf den Mietvertrag besteht. Die allermeisten 
Ratsuchenden, die eine Diskriminierung erfahren, möchten jedoch keine Entschädigung in Geld, sondern 
eine Wohnung. Daher fordert die Fachstelle den Gesetzgeber auf, als eine weitere Sanktionsmöglichkeit 
den Kontrahierungszwang in das AGG aufzunehmen. Diese Maßnahme wird der diskriminierenden Seite 
eine effektive Konsequenz ihres Verhaltens abverlangen und abschreckend wirken. Gleichzeitig wird das 
AGG für die Betroffenen vielmehr Aussicht auf Erfolg bieten und seine Akzeptanz und Inanspruchnahme 
erhöhen.  
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Anwendbarkeit des AGG in Nachbarschaftskonflikten erhöhen  
 
Mittlerweile bilden Nachbarschaftskonflikte mit diskriminierenden Merkmalen die eindeutige Mehrheit 
der Beratungsfälle der Fachstelle. Ausgerechnet in diesem Bereich ist das AGG sehr schwach und greift 
nur in wenigen Fällen. Daher ist die Stärkung des AGG hier unerlässlich.  
 
§ 3 Abs. 3 AGG Definition der Belästigung  
 
Damit das AGG überhaupt Anwendung findet, reicht derzeit eine diskriminierende Belästigung z.B. 
verbaler Art allein nicht, sondern das Verhalten muss auch zwingend zur Schaffung von 
Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen 
gekennzeichnetes Umfeld führen. Diese Anforderung ist zu senken, z.B. durch das Einfügen von 
„insbesondere“ anstelle „und“ im Gesetzestext.  
 
Verantwortung der Vermietenden und Wohnungsunternehmen erhöhen  
 
Im Gegensatz zum Arbeitsbereich beinhaltet das AGG im Bereich der Güter und Dienstleistungen keine 
Schutzmechanismen der diskriminierten Mieter*innen gegenüber der diskriminierenden Nachbar*innen 
durch den Vermietenden und Wohnungsunternehmen. Daher muss der Schutz der Mieter*innen vor 
diskriminierenden Belästigungen und Beleidigungen durch Nachbar*innen etwa analog § 12 AGG ins 
AGG aufgenommen werden.  
 

Maßregelungsverbot des AGG auch im Bereich der Güter und Dienstleistungen einführen  
 
Das AGG sanktioniert derzeit eine Maßregelung nur im Arbeitsbereich. Die Erfahrungen der Fachstelle 
aus der Beratung zeigen jedoch, dass die Geltendmachung ihrer Ansprüche für die Betroffenen sowohl 
bei der Wohnungssuche als auch in den Nachbarschaftskinflikten negative Folgen haben kann. Sie 
werden aus dem weiteren Vermietungsverfahren ausgeschlossen oder müssen mit mietrechtlichen 
Konsequenzen rechnen, selbst wenn sie von Belästigungen betroffen sind. Daher ist das 
Maßregelungsverbot des AGG auch in den Bereich der Güter und Dienstleistungen auszuweiten.  
 
Darüber hinaus müssen – ausgehend aus unseren Beratungserfahrungen – zumindest die folgenden 
Diskriminierungsmerkmale ins AGG aufgenommen werden:  

• Sozialer Status 

• Familienstand, ausdrücklich inklusive Alleinerziehende  

• Staatsangehörigkeit 

• Sprache 
  

 
3. Fachstelle für Arbeitsmarkt und Antidiskriminierung (FAMAD) 
 
Als Fachstelle für Arbeitsmarkt und Antidiskriminierung sind wir in unserer täglichen Arbeit mit 
Diskriminierung im Bereich Erwerbsarbeit und den dort bestehenden rechtlichen Schutzlücken 
konfrontiert. Im Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) an die Bundesregierung aus 
dem Jahr 2021 waren 31 % der Anfragen auf das Arbeitsleben bezogen. Erwerbsarbeit ist Studien, 
Berichten und Beratungserfahrungen zufolge der Lebensbereich mit dem höchsten 
Diskriminierungsrisiko.  
 

Erweiterung/Öffnung des Merkmalskatalogs 
Nicht alle der betroffenen Diskriminierungskategorien (z.B. Sozialer Status, Körpergewicht, Sprache oder 
Staatsangehörigkeit) sind vom AGG geschützt. Der Merkmalskatalog muss daher dringend erweitert und 
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geöffnet werden, um die tatsächliche Bandbreite der Diskriminierungserfahrung abbilden zu können. 
Dabei muss auch mehrdimensionale Diskriminierung besser berücksichtigt werden. 
 

Erweiterung des Anwendungsbereichs 
Zudem sind Selbstständige, also etwa 3,5 Millionen Menschen in Deutschland (BMAS, Stand 2020) 
weitestgehend vom Schutz des AGG ausgenommen. Damit gibt es auch in vielen prekären (solo-) 
selbstständigen Tätigkeiten in Deutschland keinen effektiven rechtlichen Diskriminierungsschutz.  
Schließlich muss das AGG zukünftig auch in Kündigungsschutzverfahren und für automatisierte 
Entscheidungssysteme (Künstliche Intelligenz), die gerade im Personalmanagement an Bedeutung 
gewinnen, gelten. 
 

Kirchenprivileg an europäische Vorgaben anpassen 
Auch die sog. "Kirchenklausel", welche konfessionelle Arbeitgeber*innen weitestgehend von den 
Regelungen des AGG ausnimmt (§ 9 AGG), lässt die Mitarbeiter*innen von kirchlichen Einrichtungen 
ohne adäquaten Schutz vor Diskriminierung im Erwerbsleben zurück.  
 

Rechtsdurchsetzungsmöglichkeiten verbessern 
Auch an der sehr niedrigen Klagequote wird deutlich, dass es dem AGG an, für die Betroffenen 
realistischen, Rechtsdurchsetzungsmöglichkeiten fehlt. Zum einen ist die Geltendmachungsfrist von 
AGG-Ansprüchen von nur zwei Monaten viel zu kurz. Dies hatte die vorherige Bundesregierung auch 
bereits anerkannt und in der letzten Legislaturperiode beschlossen, die Frist auf sechs Monate 
anzuheben. Das Bündnis fordert eine 12-monatige Frist.  
 
Zudem muss kollektiver Rechtsschutz gewährleistet und die Durchsetzung ihrer Rechte nicht den 
Betroffenen als Individuum auferlegt werden. Die Beweislasterleichterung aus § 22 AGG muss 
europarechtskonform neu ausgestaltet und konkretisiert werden.  
 

Effektive Abschreckung 
Weiterhin muss die monetäre Entschädigung für Betroffene aus dem AGG erhöht werden, um einen 
tatsächlich abschreckende Wirkung zu entfalten und unabhängig vom Verschulden der 
diskriminierenden Partei ausgezahlt werden.  
 
 


